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Umfang und 
zweiter Instanz 

Von J. U. Dr. Franz S tor c h, Professor in Prag. 

Die Bestimmungen der StPO. über die Versetzung in dell 
Anklagestand, wonach der Gerichtshof zweiter Instanz, wenn gegen 
die Anklageschrift der Einspruch erhoben worden ist, auch die Zu­
ständigkeit des in der Anklageschrift bezeichneten Gerichts zu prüfen 
hat (§ 212), fanden in unserer Literatur eine verschiedenartige Aus­
legung. Nach der einen Ansicht soll sich die envähnte Befugniss nur 
auf die Prüfung der ö r t 1 i ch e n Zuständigkeit erstrecken; nach der 
anderen dagegen soll dieselbe in gleicherWeise auch die Frage der 
s ach I i c 11 e n Zuständigkeit des in der Anklageschrift bezeichneten 
Gerichts umfassen. und zwar in der Weise. dass der genannte Ge­
richtshof auch das 'Recht haben soll, zugleicll die s t ra fr e c 11 tl ich e 
Qualification der der Anklageschrift zu Grunde lie­
gen den T hat insoweit in den Bereic1Heiner Entscheidung zu ziehen, 
als hievon die Erledigung der Frage über die sachliche Zuständigkeit 
abhängig ist 1, 

1 Für die b e j a he n cl e Be,antwortung der obigen Frage erklären sich 
U 11 man n. Lehrbuch des östelT. Stra±processrechts, 2. Auti, 188:2, S. 504 
ieben,o schon in der 1. Aufl., 1879, S. 486); :M i t te I' b ach er und Ne u­
m a y er, Erläuterung zur Strafprocessordmmg, 11374, S. 454; JI,f i t t erb ach e T, 

Commentar, 1882, S. 328 u. 328; Kra.ll, in der Gerichtszeitung, 1879, NI'. 40; 
J. v. Was e r, daselbst, 1875, NI'. 30 und 81; 1876, NI'. 88; 1876, NI'. 80; 
GI ase 1', in HoltzendodI"s Rechtslexikon, Ur. Aufl., 1880, s. v. "Eröffnung des 
Hauptverfahrens". Im entgegengesetzten Sinne sprechen sich aus: Ru 1 f, :Mit­
theilungen des Prager deutschen Juristenvereins, 1874, S.37-44; derselbe, 
Die Praxis des österreichischen Strafprocesses, 1878, S. 4(l-56; R 0 sen bl a tt, 
in der Gerichtszeitung, 1881, NI'. 10 u. II und in der "Gerichtshalle", 1881, 
Nr. 103 (hier führt Rosenblatt auch Ja q u e s' Vortrag in der "Gerichtshalle" , 
1:381, Nr. 98 als mit seiner Aill.sicht übereinstimmend an; allein Jaques berührt 
hier wenigstens diese Frage nicht, und wenll er sich auch des Ausdrucks: "die 
1 0 c ale Zuständigkeit" bedient, so will er damit, wie aus dem Zusammenhange 
erhellt, die Befugniss des Gerichts bezeichnen, ein Strafverfahren, Dach der StPO. 
überhaupt zu führen, im Gegensatze zu denjenigen Fällen, wo die Sache gar 
nicht vor ein Civilstrafgericht gehört, wie z. B. bei Gefällsstrafsachen). V gl. auch: 
Ger ich t s z e i tun g, 1874, NI'. 76 u. 77; 1876, NI'. 39 (Krall), 1881, NI'. 33 
(v. Waser). RuH selbst gibt übrigens die Möglichkeit zu, dass der Gerichtshof 
zweiter Instanz die sachliche Competenz des zur Hauptverhandlung berufenen 
Gericht, seiner Entscheidung unterziehen dürfe, erachtet es jedoch für schlechter­
dings unzulässig, dass derselbe zu dem angegebenen Zwecke auch die straf­
rechtliche Qualification der Anklagethat prüfen könnte. V gl. "P r a xis" S. 49, 
Anm. 2 und S. 53. Es ist klar, dass damit von selbst alle jene Argumente hin­
fällig werden, durch welche bewiesen werden soll, dass in den betreffenden 
Paragraphet! der StPO. (208, 221, 219) n ur von der ö r tl ich e n Zuständigkeit 
die Rede sei. 
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Wir haben uns ebenfalls für diese letztere Ansicht ausgespro­
chen 2 und dieselbe ausführlich begründet. Seither ist auch eine Ent­
scheidung des Cassatiol1shofs bekannt geworden, welche sich zwar 
nur indirect. aber doch mit voller Bestimmtheit ebenfalls in diesem 
Sinne aussp{'icht. 3 Dies veranlasst uns, auf eine nochmalige Erörte­
rung dieser ·Frage einzugehen, deren inniger Zusammenhang mit den 
wichtigsten Grundsätzen unseres Strafprocesses, insbesondere mit dem 
Anklagegrundsatze und dem Grul1d~[ltze der Unmittelbarkeit des Ver­
fahrens nicht erst des Weiteren bewiesen zu werdBll braucht. Es 
scheint uns dies um so mehr geboten zu sein, als gegen die letzt­
erwähnte Ansicht, die man hi81' \'mh1 als co mm uni s 0 pi 11 i 0 be­
z~ichnen darf, man.cherlei wichtige. E~~l~:ldungen erhobBn worden 
smd, olme dass dleselbe durch dle ~ Anmerkung 1 angeführte 
Literatur eingehend genrüft. g'eschweige denn widerlegt worden wären. 
Und selbst die positiven hiefür angefÜhrten Gründe ~SiIld nicht· in dem 
Masse erschöpfend, als es zlyeif'elsuhlle wünsehenswerth wäre bei einer 
Ansicht, die sieh als eine sehr einschneidende Ausnahme von einem 
wichtigen Grundsatze unseres Strafverfahrens unschwer zu erkennen 
gibt. Die Grundlage, auf ,yelcher in unserer StPO. das Stadium der 
Versetzung in den Anklagestand nach den Ideen GI ase r's in höchst 
selbstständiger und scharfsinniger Weise aufgebaut worden ist, be­
steht bekanntlich darin, dass das Grundprincip in dem ganzen Baue 
unseres Strafprocesses -- das A 11 k lag e p I' i 11 ci p - auch in diesem 
für das::;elbe höchst kritischen Stadium möglichst rein und unversehrt 
erhalten werde. Desshalb ist in diesem Stadium jedwede gerichtliche 
Entscheidung über die Anklageschrift principiell ausgeschlossen und 
nur ausnahmsweise. nämlich dann zugelassen, weHn der Beschuldigte 
selbst - durch Ei'hebung des Einspruchs -- eine solche Entsehei­
dung begehrt um hiedurch die Vornahme der Hauptverhandlung ent­
weder überhaupt oder wenigstens in dem in der Anklageschrift be­
zeichneten Umfange von sieh abzuwenden, oder aber die Vornahme 
der Hauptverhandlung vor einem anderen Gerichte, als welches hiefür 
von dem Ankläger beantragt ,Yint zu bewirken. Aber selbst dann, 
wenn es dem- Beschuldigten auf dem erwähnten Wege gelungen ist, 
in einer der beiden letzteren Beziehungen eine Modification der An­
klage durch den Ausspruch des Obergerichts zn erlangen, soll im 
Uebrigen die Anklageschrift die einzige und eigentliche Grundlnge 

2 Im "Pravnik". 1882, NI'. 4-8. 
3 Mit (lem Urtheile des k. k. Landesgericbts in Brünn vom 5. Juni 1882 

Z.8143 wurde der Angeklagte des Verbrechens des Betrugs, begangen nach den 
§§ 197, 199 lit. a, und 200 StG. schuldig erkannt nnd gemäss der §§ 202, 
204 u. 54 StG. verurtheilt. In der gegen dieses Urtheil eingebrachten Nichtigkeits­
beschwerde behauptete der Angeklagte die Unzuständigke;t des Landesgerichts, 
weil die Sache vor das Forum des Geschwornengerichts gehöre. Der Cassa­
tionshof verwarf die Nichtigkeitsbeschwerde, weil die Zuständigkeit des nach 
§ 219 StPO. zur Hauptverhandlung berufenen Gerichts in der Hauptverhandlung 
nicht mehr angefochten und die Herbeiführung des nach § 261 StPO. zu fällenden 
Unzuständigkeitserkenlltnisses im vVege der Nichtigkeitsbeschwerde nicht bewirkt 
werden kann. (Entsch. des Cassationshofs vom 16. Dec. 1882, Z. 9940 im 
"Pravnik", 1883, Nr.7). 
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der Hauptverhandlung bleiben. Desshalb ist in dem Gesetze dafür 
vOl'o-esorgt dass wenn der Anklaoo'eschrift Folge gegeben wird, diese 

1:1 c' , . k d ' in der ihr vorgezeichneten Grundlage Illcht verrüt t wer e, unCl 
selbst die Begründung der in Folge erhobenea Einspruchs ergehenden 
Elltscheidul1o-en soll in der Art geschehen, dadurch der Ent­
scheiduno- d:s erkennenden Gerichts nicht vorgegriffen werde" (§ 210. 
Abs. 1 SU>O.t Desshalb sind auch dem Gerichtshofe zweiter Instanz 
in diesem Process-Stadium äusserst enge Grenzm gesteckt. innerhalb 
welcher er auch den In haI t der Anklageschrift selbst ämlern darf 
(§§ ~12, 213 Abs. 2, 214 StPO.j Es soll daher gar nich~ ge~eugnet 
werden. dass eine Ansicht. welche diese eben erwähnte Befugmss des 
Gerichtshofs zweiter Instanz, an dem Inhalte der Anklageschrift 
Aenderungen vorzunehmen, i m ei n s c h r.ä n k end e n Si n n e inter­
pretirt, an und für si c h cl er aHgememen Tend~nz. de3 Geset~es 
mehr entspricht als die entgegengesetzte. Wenn S0l11lt dIGse Befugmss 
sich nach § 212 StPO. auch auf die Entscheidung über die Zu s t ä n­
d i 0' k e i t des in der Anklageschrift genannten Gerithts erstreckt, so 
kal~n o-eIViss deren Einschränkung auf die Entscheidung über die 
örtli;he Zuständigkeit nieht ohne sehr wiehtige Gründe 
als ungerechtfertigt zurückgewiesen werden. Um so ,;Jehr gilt die" 
aber dann. weHn man bei der entgegengesetzten Anschauung, wonach 
das betreffende Erkenntniss auch die Entscheidung über die s a c 11-
1 ich e Zuständigkeit umfassen soll, sofort auch genöthigt ist, dem 
Gerichtshofe zweiV,r Instanz auch noch ein viel weiter gehendes und 
ihm sonst ganz und gar nicht zustehendes Hecht einzuräumen. nämlich 
das Recht auch über die strafrechtliche Qualification der 
der An k'r a g es c h r i ft zuG run cl e 1 i e gen cl e n T hat cl a 11 11 zu 
entscheiden wenn hievon die Entscheidung der Frage über die s,{ch­
liche Comp~tenz abhängig ist. Es ist das grosse V crclienst nu 1 f'~. 
dass er die O'eo'en diese Auffassung bestehenden Bedenken auf das 

1:10 B d I' A schärfste fonnulirt und die zu ihrer egrün ung llöt 11gen ld'gU-
mente aus dem vYortlaute und Geiste des Gesetzes in scharfsinniger 
·Weise entwickelt hat. Ohne diese Ein wendungen früher entkräftet zu 
haben, ist es durchaus unmöglich. die durch sie bekämpfte Ansicht 
selbst zu begründen. Wir wollen zllnächst das Erstere versuchen, um 
so dann an die Lösung der anderen Aufgabe schreiten zu können. 

I. 

Der wichtigste Einwand, weleher gesoll die Ansicht erhoben 
wird. dass der Gerichtshof zweiter Instanl im Anklage-Stadium des 
Verfahrens auch über die sachliche Zuständigkeit und even­
tuell auch über die hiemit zusammenhängende Vorfrage der s t r a f­
rechtlichen Qualification der der Anklagesehrift Zll 

Grunde liegenden That erkennen dürfe, besteht in delll- wir 
o-eben zu nicht blos vermeintlichen, sondern wir k I ich e l1 
1:1' • 
Widerspruche derselben mIt dem Anklagegrundsat~e. 
:Mit vollem Rechte wird darauf hingewiesen, dass das über den Ell1-
sprueh ergehende Erkenntniss des Gerichtshofs zweiter Instanz nach 

1* 
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dem Wortlaute und der Intention der §§ 213, 214, 210 StPO. 
keine definitive Entscheidung in der Sache selbst enthalten, sondern 
lediglich den formellen Fortgang des Verfalwens regeln solle. Sollte 
aber die Abänderung des In haI t s der Anklageschrift, nämlich in 
Bezug auf die straftrechtliche Qualification der That, zulässig sein, 
so müsste SOda11l1 - argumentirt man weiter - in der Haupt­
yerhandlung ausser der Anklageschrift auch das betreffende ober­
gerichtliche .t.rkenntniss verlesen werden, was jedoch nicht gestattet 
ist (arg. a contr. §§ 244 und 314 StPO.). Daraus n:iüsse mit Noth­
vI'endigkeit geschlossen werden, dass durch das im Anklagestadium 
des Strafverfahrens ergehende gerichtlicl1e Erkenntniss die Anklüge­
schrift nur im Ganzen oder in einigen TheBen bestätigt oder \'e1'­
worfen, keineswegs aber auch abgeändert werden dürfe. 

Dass sich alle diese aus dem Anklagegrundsatze 
folgerichtig ergeben, kann nichtiIl Abrede gesteIlt werden. 
Allein unseres Erachtens sind die~ insgesammt Folgerungen, die wir 
nur unter ein er Voraussetzung auch "lürklich zu ziehen berechtigt 
wären, nämlich dass der Anklagegrundsatz selbst in 
unserem positiven Rechte im vollen Umfange und 
bedingungslos Aufnahme efunden hätte. Diese oder jene 
Bestimmung des geltenden in dieser oder jener 
Weise desshalb zu interpretiren, weil es die Consequenz des Anklage­
grundsatzes fordert, scheint uns eiue bedenkliehe p e ti ti 0 pr i n ci p ii 
!.u sein; denll es kommt Alles darauf in welchem Umfange 
üas positive Recht jenem Grul1 satze auch wirklich 
Gel t u 11 ver s c haff e 11 und wekhe Consequenzen desselben es 
auch wollte. Die muss yielmehr, scheint 
uns, so gestellt Hat unsere Strafprocessordnung den Anklage-
grundsatz in ausgedehnten Umfall ge und so vorbehaltlos auch 
verwirklichen ~wollen, dass die Verneinung dieser oder jener Con­
sequenz desselben damit im vViderspruche wäre? 111 ab s t r a: c t 0 

wären wir allerdings nach IYlassgabe des streng durchgeführten Al1-
klagegrundsatzes berechtigt, zu fordern, dass der Richter sowohl 
bezüglich der dem Beschuldigten zur Last gelegten That als auch 
bezüglich der strafrechtlichen Qualification derselben ausnahmslos 
an die Anklage gebunden werde, somit die Anklage blos entweder 
bejahen (verurtheilen) oder verneinen (fl'eisprechen) dürfe. Ist aber 
diese Consequenz auch in unserer Strafprocessordnung vollkommen 
verwirklicht? Zahlreiche Bestimmungen des Gesetzes bezeugen in 
unzweideutigster W"ise das Gegentheil; sie bezeugen, dass das Gesetz 
die eine Hälfte dieser COllsequenz angenommen, die andere aber ent­
schieden abgelehnt hat. Aus den §§ 261, 262, 267, 288 Z. 3, 2\)0, 
338, 458 StPO. ergibt sich, dass die gerichtliche Entscheidung 
allerdings nur jene T hat s ach e n umfassen darf, auf welche sich 
die Anklage erstreckt, dass jedoch hinsichtlich d er rechtlichen 
Be ur t 11 eil u n g dieser Thatsachen das Gericht die vollste Freiheit 
besitzt, indem es in denselben, abweichend von der Anklage, 
eine ganz andere oder anders qualificü'te odtr auch gar nicht straf-

S tor eh: Lmfang und proces~male Bedeutung des Entscheidungsrechts 11. Instanz. 5 

bare Handlung erkennen darf. Daraus ergibt sich also, dass die 
Ansicht, wornach das Gericht aUch in dem Falle des § 212 StPO. 
eventuell die Anklageschrift rücksichtlich der strafrechtlichen Quali­
ficatiol1 in der That ändern darf, einen 'Yidersnrueh mit dem Au­
klagegrundsatze - wie ihn nällllich uns r~p08itiyes Recht 
y e r s t e h t - durchaus nicht enthält. Ja, nicht einmal darin könnten 
wir einen Widerspruch mit dem Al1klagegrnndsatze in diesem positiy 
rechtlichen Sinne finden. wenn dem Gerichtshofe 11. Instanz die 
erwähnte Befugniss ga~z ausnahmslos und unbedingt zu­
stehen und nicht blos auf den Fall beschränkt würde. '''0 von der 
Erledigung dieser über die sachliche Oon-
pet811Z abhängig ist. Diesen" einfach desshalb zu vdder-
sprechen, ,,-eil sie nicht mit in Einklang gebracht 
werden können, sind wir geltenden Rechts 
um so weniger berechtigt, als ja das ganze Stadium der Yersetzung 
in den Anklagestand schon an und für sich eine 'Ion 
dem Grundgedanken des Anklageprincips, da"s elie Anklage nur yon 
dem Ankläger ausgehen soll, bildet und als dem Gerichtshofe zv,eiter 
Instanz in diesem Stadium zweifellos 
welche sieh in gleichem Masse als solche 
Oder ist nicht etwa - '\'\enn \\'ir SChOll elen 
auslegen sollten - elie der 
der örtlichen Zuständigkeit eben auch eine 
es nicht etwa eine solche, ,yenn der 
gemäss § 213, Abs. 2 einzelne Punkte aus 
eliminirt hat? Und wenn wir ferner an die 
Abs. 3 und § 218 (yergl. mit 2) 
StPO. erinnern, wornaeh der zweiter Instanz unter 
Umständen selbst ohne dass gegen die Anklageschrift Einspruch 
erhoben worden IYäre, die erstere abänrlern oder verwerfen, ja 
sogar auch umgekehrt ohne förmliche die Versetzung 
in Anklagestand aussprechen kann: so wird man sich wohl schwerlich 
der Erkenntniss yerschliessen dürfen. dass wir es hier mit einem 
Process-Stadiull1 zu thun 113ben.. in ~velchem das Anklageprincip so 
oft und so rücksichtslos durehbl'ochen werden musste, dass es wohl 
mehr als gewagt wäre, die Richtigkeit der Auslegung einer ein­
schlägigen gesetzlichen Bestimmung naeh dem Masse der daraus 
resultirenden Harmonie oder Disharmonie mit jenem Principe heur­
theilen zu wollen. "Yenn wir das Anklageprincip so auffüssen, wie es 
eben unser positives Gesetz tImt. so könnten wir selbst eIaran nichts 
Anstössiges finden, wenn darin bestimmt worden wäre, dass die An­
klageschrift übe r hau p t nicht das Gericht zu bezeichnen habe, vor 
welchem die Hauptverhanrllung stattfinden soll, und dass sie ::mch 
nicht die strafrechtliche Qualification der Anklagethatsachen bezeichnen, 
sondern dies ausschliesslich dem Gerichte überlassen soll, wie dies 
übrigens für das Verfahren in U ebertretungsfällen, wo doeh auch 
das Anklageprincip massgebend ist, nach § 451, Abs. 1 StPO. 
zulässig ist. Vom Standpunkte unseres positiyen Rechts wäre man 
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um so weniger berechtigt, dagegen eine Einwendung zu erheben, als 
es nach § 255, A bs. 1 dem Ankläger gleichfalls nicht gestattet ist, 
einen bestimmten Antrag auf Bemessung der Strafe inner­
halb des gesetzlichen Strafrahmens zu stellen, wiewohl zweifellos 
auch dies zu den Consequenzen des Anklageprincips gehören 
würde. . 

Hiermit glauben wir die wichtigsten Gründe Brschöpft zu haben, 
welche uns die U eberzeugung' aufdrängen, dass die Ansicht, wornach 
der Gerichtshof zweiter Instanz im Anklagestadiul11 desStrafverfahrel1s 
auch übel' die s ac 11 li c h e Zust~tndigkeit des in der Anklageschrift 
lJezeiclmetell Gerichtes und eventuell auch übel' die strafrechtliche 
Qualifiration der darin enthaltenen That absprechen darf, einen 
Widerspruch mit dem Anklageprincip, wie dasselbe in unserer 
S t ra f pro ces S 0 r d 11 U auf g e fa s s t U 11 d cl ure h g f ü h r t e l'­
s eh ein t, nieh t mithält. Es erübrigt uns noch, jene Einwendungen 
7.U prüfen, welche aus den eillzehren Gesetzbestimmungen hergeleitet 
und zur Begründung der entgegengesetzten Ansicht angeführt 
werden. 

2H unrl ;SU StPO. Erwähnung 
argumentirt wird, dass die Ver­

Erkenntnisses, durch welches die straf-
der abgeändert worden wäre, 

in der Hauptverhandlung nicht gestattet, daher auch eine derartige 
selbst nicht zulässig sei. Ferner müsste - wendet 

man ein ~ wenn der Gerichtshof zweiter Instanz die Sache als 
Yerbrer:hen vor das Schwurgericht verwiesen und eine Vorunter-

nach nicht . hätte, nach § 91 StPO. erst eine 
Voruntersuchung und dann fLufGnmdlage derselben eine neue 
~-\.llklageschrift überreicht werden. Von alledem enthalte aber das 
von der in handelnde Hauptstür:k nicht 

besonderes Gewicht wird aber bei dieser 
Argumentation auf den § 261 gelegt, wo bestimmt wird, dass in 
der Hauptverhandlung, welche vor dem Ge sc h W 0 r ne n ger i eh te 
über eine Sache geführt wird, bezüglich welcher der Ger ich t s­
hof erster Instanz seine Unzuständigkeit erklärt hat. entweder 
neben der ursprünglichen Anklageschrift auch das nach § 261 
gefällte El'kel1ntniss verlesen, oeler aber unter Umständen eine neue 
Anklageschrift überreicht werden müsse. Da könnte es keinem 
Zweifel unterliegen, dass der Gesetzgeber, falls er beabsichtigt hätte, 
dem Gerichtshofe zweiter Instanz die Befugniss zu einer derartigell 
Abänderung einzuräumen, für derartige Fälle auch eine dem § ~61 
analoge Bestimmung hätte treffen müssen. Sr:hliesslich bestimme 
auch. § 219, dass nach rechtskräftiger Versetzung in Anklagestand 
die Zuständigkeit des zur Hauptverhandlung berufenen Gerichts nicht 
mehr angefochten werden kann; die s a eh li ehe Zuständigkeit 
k ö n ne aber noch bei der Hauptverhandlung angefochte!l werden; 
die Zuständigkeit, welche im Stadium der Versetzung in Anklage-
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stand nach § 212 Gegenstand der gerichtlichen Entscheidung ist, 
könne somit ausschliesslich nur die örtliche sein. 4 

Gegenüber diesen Einwendungen glauben wir vorerst bemerken 
zu müssen, dass der Mangel von Speciahorschriften zur Regelung 
gewisser Consequenzen einer gesetzlichen Bestimmung an und für 
sich nur zu der Annahme führen kann. dass el1t,yeder der Gesetz­
geber diese COl1sequenzen geradezu aus;chliessen wollte, oder aber, 
dass dann, falls das Gesetz in der That eine Lücke aufweist, zur 
Analogie gegriffen werden müsste. 'Nenn es auch richtig ist, dass 
das über den Einspruch ergehende obergerichtliche Erkenntniss mit 
Ausnahme der in den i:;S 244 und 314 bezeielmeten Fälle in der 
Hauptverhan~nul1g nicht ~~rgelesen werden darf5, so vermögen wir 
weder in dem Zwecke. noch in der technischen Anlage der Haupt­
verhandlung die N othwendigkeit einer solchen Verlesung auch dann 
zu finden, wenn durch jenes Erkel1ntniss die strafrechtliehe Quali­
fication der Anklagethat abgeändert \yorden ist. Es hängt dies mit 
dem zusammen, "ms früher über die Durchführung des Anklage­
grundsatzes in unserem Strafverfahren gesagt worden ist. Wenn 
(las in der Hauptyerhandlungerkenl1el1de Gericht zwar an den 
th atsächlichÜl1, nicht aber auch an den rechtlichen Anklage­
grund gebunden ist, so ist allerdings die Verlesung des obergericht· 
lichen Erkenntnisses in der Hauptverhandlung da 1111 unbedingt 
nothwendig, wenn. dadurch jener tllatsächJiehe Anklagegrund eine 
Aenderung erfahren h?ct. Dies ist eben dann der Fall, wenn jenes 
Erkellntniss den _;1 usspruch enthält, dass einzelne Punkte aus der 
Anklageschrift zu entfallen haben; für cl i e sen Fall w?cr daher die 
Vorschrift der §§ 244 und 314 eine uubedillgte Kothwendigkeit. 
In unserem Falle dagegen, wo blos an der ree htlichell Qualität 
der Anldagethatsachen, also in jen erRichtung eine Aenderung 
vorgenommen wurde, in welcher das erkennende Gerieht weder an 
die Anklagesdlrift, noch an den Aussprueh des Gerichtshofs zweiter 
Instanz gebunden ist, hätte die Verlesung dieses Erkenntllisses keinen 
Zweck, und da das Gesetz die }; i c 11 tv ed es u n g als Regel ane1'­
hennt, so begreifen wir vollkommen, \'{enu es Abweichungen VOll 
derselben nur in den Fällen unbedingter Notlnvencligkeit zugelassen 
hat. 6 Die eingewendete Col1ision mit dem § 91 StPO. scheint 

4 Vgl. Rulf 1. c. und Rosenblatt 1. c . .::\l'. 10. 
S :Mit Rücksicht auf den klaren \Vortlaut der §§ 214 u. 314 StPO. muss 

diesfalls gegenüber Kr a 11, Gerichtszeitung 1876, NI'. 40 (Ueber die Zuständigkeit 
in der Strafprocessordnung) der Ansicht Ru lf's 1. c. beigepflichtet werden. 

e Noch weniger als die AlJänderung der Anklageschrift hinsichtlich der 
Qualification der That macht die Aellderung des Ger ich t s, vor welchem die 
Hauptverhandlung stattfinden soll, die Verlesung des betreffenden obergericht· 
lichen Erkenntnisses llothwendig. da sonst eine solche Verlesung jedenfalls auch 
dann stattfinden müsste, wenn die Aenderung blos die ö r tl ich e Zuständiglreit 
betrifft, für welchen Fall in dem Gesetz ebenfalls keine derartige Vorschrift ent­
halten ist. - Mit dem im Texte Gesagten hängt es zusammen, dass wir auch 
die von Ru If (Mittheilungen des Prager JUf. Y. 1. c.) erhobene Eimvendullg, 
dass das vom Gericl,tshofe z\veiter Instanz gefällte Erkenntniss nach § 2J 5 der 
Entscheidung des erkennenden Gerichts in der Hauptsache nicht präjudicirell 
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uns bei dieser Auslegung keineswegs vor,mliegen. Sollte sidl nämlich 
dierVoruntersuchung erst jetzt ergebe:l weil der Gerichtshof zweiter 
Instanz abweichend von der Anklageschrift die Zuständigkeit des 
Ge s eh W 0 r 11 eng e r ich t s für begründet erachtet, so schreibt 
unseres Erachtells der § 211 StPO. den Weg vor, wie in einem 
solchen Falle weiter vorzugehen sei. Der lVIangel der V Ol'unter­
suchung bildet hier ein "Fol'mgebrechen' der Anklag'eschrift, welche 
aus diesem Grunde "vorläufig zurückzuweisell" ist.? 

kann die entgegengesetzte Ansicht; auf den § 26 L 
StPO. gestützt werden. Es will uns scheinen ,dass dabei der 
zwischen dem hier normirten und unserem Falle bestehende tief­
greifende Unterschied zu wenig beachtet wird, ein Unterschied, der 
SChOll yon yorneherein die Annahme ausschliessell .wollte. dass das 
Gesetz heide Fälle ll8"ch hätte entscheiden 
III Ü.'35 e J1. ,Hat "der, Gerichtshof crste-~" Instanz ia der 
handlung seine Unzuständigkeit 261 ausgesprochen, weil es 
sich um eine so muss allerdings in der 
Hauntyerhandlmw entweder die neue 
Ank13"geschrift, oder - falls nicht erst YOl'untersuclmng einzu-
leiten oder zu war - neben der ursprünglichen Anklage­
schrift auch das nach S 261 Erkenntniss yerlesen werden. 
Das ganz Ausnahmsweis~ dieses letzteren Falles klar am Tage. 
Es soll nämlich eine . die sehon 
einer zum zweitenma e 
Grundlage einer bil den. Darill liegt 
eine bederltende Ausnahme dass das Anldagerecht 
dureh die eonsummirt wird. so dass 
der diesem Zeitpunkte die Frei-

hat (§ 259 Z. 2, und 

nicht für stichhältig erachten. :mt Recht ist von Kr a ll, Gerichtszeitung 
NI'. -iO he?l1erkt wOl'den, dass sich die bezogene Vorschrift ni(:ht 

auf die des Gerichtshofs zweite!' Instanz. sondern ausdrücklich auf 
deren Beg r ü nd u n g bezieht. Und in der Tbat ist anzuerkennen, dass das 
obergerichtliehe wodurch dcr Anklage Folge gegeben wird, der in 
der Hauptverhandlung zu Entscheidung eigentlich im 111 e r vorgreife, 
indem dadurch implicite erklärt wird, dllSS der Anklage keiner der im § 213, 
Z. 1-4 angeführten Gründe Gntgege:lstehe. Uebrigens ist gerade dadurch, .lass 
das jlbergerichtliche Erkenntniss in der fhuptycrhandlnng in der Hegel !l i c 11 t 
yer!~en werden solL für die Unvoreingenommenheit des Erkenntnissgerichts VOll 

dieser Seite praktisch am wirksamsten vorgesorgt, vorausgesetzt allerdings. dass 
die Haupherhanrllung auch wirklich von (km Grullclsatze der Unmittel­
bar k ei t beherrscht und von dem Gerichte gemäss der stricten Vorschrift des 
§ 2f)S StPO. bei der Urthcilsfällung nur auf dasjenü!e Rücksicht genommen wird, 
"was in der Hauptverhandlun" vorgekommen ist-'. \Vir können also auch von 
diesem Gesichtspunkte aus darin, dass die V~rlesnng des ohergArichtlichen 
Erkenntnisses für die berührten Fälle nicht angeordnet ist, durchaus keinen 
Mangel des Gesetzes erkennen. 

7 Die Sacho liegt hier gera.de so, "ls wenn in einem Schwurgerichtsfalle 
etwa aus Versehen (Ee Anklageschrift eingebracht würde, ohne ditss vorher die 
Voruntersuchung stattgefll'1den hätte. Auch hier wäre nach ~ 211 StPO. vor· 
zugehen. 
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der Angeklagte gegen aas nochmalige Vorbringen derselben Anklage 
ohne die Voraussetzungen der Wiederaufnahme des Strafverfahrens 
durch § 30D 8tPO. g-eschütztist Darin sehen wir einen genügenden 
Erklänlngsgrund jener des § 261, welche den erwähnten. 
von der Regel abweichenden Vorgang nur auf eines besonderen 
gerichtlichen Erkenntnisses für zulässig erklärt, durch dessen Ver­
lesung in der 11e11e11 Haupt',-erhancllung die Erfüllung dieses formalen 
Erfor7lernisses eonstatirt werden soll. Alle diese Voraussetzungen 
,reffen iedoch in unserem Falle nicht zu; eine dem § :Jöl StPO. 
"''''CHV,",V" Bestimmung ist hi er. welln auch für die Zlyeckmässigkeit 
einer solchen vielleicht Manches werden dOI~h 
sicher nicht durch so geboten, wie d 0 r t. 

Was schliesslich die aus ~ 219 StPO. abgeleitete Einwendung 
U ',"0 'UH LU,,,,"'''" - über welche im Stadium der Ve1'-

werden soll, nur 
die Ö 
ganz dieselbe Regel auch 
ihre yolle Geltung 118.be. 

müssen vdr dem entgegenhalten, dass 
der s ach 1 ich e n Zuständigkeit 

:i38 und 262 StPO. Lissen darüber 
s ach I ich e in der keinen zu, dass auch 

werden 
noch der Gerichtshof 

Grunde entschlagen 
die zur sachlichen 

",ueU"H", eben so 

und z\rar 
stellt hier 

das G 
sich der 
es s1.c,h urn eine Sache 

eines Gerichts niederer 
durchaus ul1vsrnlsidliche 
abermals der ~ iR: StPO. 

Die einzige 
diesel' Regel 

schon mit Rück-
sicht des Schwur-

Seh wurgerichts­
abgeurtheilt werde. 

über das Verhältniss zwisch en 
nur die Regierungsmotive zur 

, sondern von 1850. Derselbe 
Gedanke. der den und 1 des jetzigen Gesetzes zu Grunde 
liegt erscheint der damaligen Gerichtsorganisation angepasst 
in den §§ 242 lit a. 2...\.6 und 290 durchgeführt. Und doch enthält 
die StPO. v 185CJ in den 2;)0 und 231 ausdrücklich e 
Bestimmungen darüber, dass das von der Anklagekammer 
gefällte Verweisung-serkenntniss auch über die s ach 1 ich e Zustän­
digkeit des zur Hauptyerhandlung berufenen Gerichts entschieden 
werden soll! Durch diese beiden Paragraphen ist somit fUr die 
StPO. von 1850 die Argumentirun,! aus den §§ 242, lit. a, 246 
und 290, dass im Stadium der Versetzung in lIen Anklagestand nur 
die Frage der örtlichen Zuständig'"eit definitiv ausgetragen werden 

8 V gl. K ase r e r, Oesterreichische Gesetze mit Materialien, Gd. X, Abth. II 
S. 62 u. 6ti. Es ist hier in unserem Gesetze derselbe Grundsatz zur Geltung 
gelangt, der für das Deutsche Rel\ht im § 269 der Deutschen StPO ausdrücklic~ 
ausgesprochen ist: "Das Gericht darf sich nicht für unzuständig erklären, weIl 
die Sache vor ein Gericht niederer Ordnung gehöre" 
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sollte, ganz und rar ausgeschlossen. 9 Ebensowenig vermag daher 
eine solche Argumentirullg auf die ganz mlalogen §§ 21\:J und 261 
der jetzigen Strafprocessordnul1g gestützt zu werden. 

H. 
In dem Vorangehenden haben wir die Gründe zu entkräften 

gesucht, welche gegen die von uns für riehtig gehaltene Ansieht 
angeführt werden. Wir übergehen nunmehr zur positiven Begründung 
dieser Ansieht, wobei wir jedoch die schon VOll anderwärts hiefür 
beigebrachten Gründe nur insoweit ausführlicher berühren wolleIl . , 
nls dagegen erheblichere Einwendungen vorgebraeht worden sind. 

Das Gesetz enthält in dem von der Versetzung in Anklagestand 
handelnden Haupistücke nicht die entfernteste Andeutung darüber, 
dass dem Gerichtshofe zweiter Instanz die über die 
saehliche CompetelTZ verwehrt seirrsoHte. Die 
Abs. 2, 212 und 219 spreehen <vme jedwede Beschränkung nur von 
der "Zuständigkeit" und bedienen sich somit eines Ausdrucks. mit 
welchem das Gesetz an verschiedenen Stellen sowohl die örtliche als 
auch die sachliehe Zuständigkeit zu bezeichnen pflegt (vgI. Art. VI 
Einf. §§ 56, Abs 2, 261 2tl2, 450). ·Wenn daher 
das Gesetz diesem keine Bezeichnung, wie 
z. B. jene im 207 Z. 3, beigefügt daferne 
nicht aus dem der das 
Gegentheil erhellt ~O'\"\ohl Ion der 
liehen Zuständigkeit verstanden werden. 10 

Auch 'wurde schon auf die Bestimmung des § 207 Z. tl StPO. 
hingewiesen, wo bestimmt wird, dass die Anldagesehrift die "zur 
Begründung der s a e 11 1 ich e n Zuständigkeit erforderlichen Angaben" 
enthalten solle, welche Bestimmung ganz zwecklos 'wäre, wenn die 
sachliche Zuständigkeit niemals Gegenstand der gerichtlichen Ent­
scheidung sein könnte. Dass diese Angaben - wie eingewendet 
wird - "thei1weise Umstände wären. wehhe schon zur deutlichen 
Bezeichnung der That gehören" 1 kanu nicht zugegeben werden, falls 
man nicht annehmen will, dass das Gesetz durch jene Bestimmung 
nichts anderes bezweckt als dasjenige, was schon in der vorher­
gehenden Z. 2 desselben ParagTaphes deutlich genug angeordnet ist, 
einfach zu wiederholen. Die Angaben, um welche es sieh hier 
handelt, können daher nieht mehr den Zweck haben, die Anklagethat 
zu indi vidualisiren. U eber dies verlangt das Gesetz "die so n s t". d. h. 
wohl (He sämmtliehen, "zur Begründung der sachliehe~ Zu­
ständigkeit erforderlichell Angaben", womit zweifellos ausgesproehen 
ist, dass die "Begründung der sachlichen Zuständigkeit" ein voll­
kommen selbstständürer. aussehliesslicher Zweck dieses Theils der 
Anklagesehrift sein s~Il.' 

9 V gl. \V ü r t h, Die östel'l'eichische Strafprocessordnung vom 27. Jänner 
1850, S. 341, 342, 62l. 

• 10 V gl. dazu und zu dem Folgendem elie jn der Anmerkung J citirte 
LIteratur. 
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Von derselben Seite wurde auch bereits mit Reeht betont, dass 
in ge w iss e n Fällen dem Gerichtshofe zweiter Instanz ganz un­
zweifelhaft das Recht zusteht, über die sachliehe Zuständigkeit des 
Gerichts, vor welchem die Hauptverhandlung stattfinden soll, zu 
erkennen; das Gesetz enthalte aber nirgends eine Andeutung darüber, 
dass diese Befugniss nur auf hestimmte Fälle beschrankt und ins­
besondere dann ausgeschlossen sein solle, wenn die Entscheidung 
üher die sachliche Zuständigkeit yon der Abänderung der juristischen 
Qualification der Anklagethat abhängig ist. So könne z. B., wenn 
die Ank1ageschrift auf mehrere, zusammen den Betrag von 300 fl . 
übersteigende Diebstähle lautet, der Gerichtshof zweiter Instanz ein­
zelne Anklagepunkte ausseheiden, und wenn dann die übrig bleibenden 
Diebstähle nicht mehr den Betrag- von 300 fi. erreichen, erkennen, 
dass die 8~che nieht vor das Gest:hwornengericht, sondern vor den 
Gerichtshof erster Instanz gehöre. Zwnr ist dagegen eingewendet 
wurden, dass in diesem Falle die juristische Qualität der Anklagethat 
keine Aenclerung erleidet, da die nicht ausgeschiedenen Diebstähle 
eben Diebstähle bleiben, vms sie früher \\'aren, und nur ein Er­
sehwerungsumstand wegfällt, der die Verweisung der Sache vor das 
Schwurgericht zur gehabt hätte. Allein wir glauben, dass 
gerade diesel' Fall ein sehr ar um e n t u m a m aj 0 ri a d 
111 i nu s für unsel e Ansicht hier dem Gerichtshofe 
zweiter Instanz sogar zuerst die t 11 at säe h I ich e 
Grundlage der zn ändern UllQ cl a 11 11 die Sache vor ein 
Gericht mit anderer sachlicher zu verweisen, als der 
Ankläger beantragt hat. \Va1'11m sollte es ihm nicH zustehen, eine 
derartige Vonveisung aus dem Grunde auszusprechen, weH dieselbe 
dureh die den Anklagethatsachell nach seiner Ansicht gleich 
ur8prünglich innewohnende 8trafrechtliche Beschaffenheit gefordert wird;' 

Unzweifelhaft erscheint dureh die yorangeführten Fälle, was 
auch von dei' gegnerischen Seite zugeg eben wird, der Beweis her­
gestellt, dass wenigstens in ge w iss e n Fällen der Ausspruch des 
Gerichtshofs zweiter Instanz sich auf die Frage der saehlichen 
Competenz erstrecken kann. Es wären hieher ausser den angeführten 
auch noch alle jene Fälle zu rechnen, wo die sachliche Zuständigkeit 
eines bestimmten Gerichts für eine bestimmte Sache nur in Folge 
der Connexität dieser letzteren mit einer anderen eintritt (§ 56, 
Abs. 2. StPO.) und der Gerichtshof zweiter Instanz auf Grund des 
§ 214, Abs. 2 StPO. die Verbindung oder Trennung mehrerer An­
klagen yerfügt hat, ,,"as eben auch eine Aendenmg im Rechte der 
sachlichen Zuständigkeit zur Folge haben Imnn. Ebenso wird aber 
andererseits zugegeben und kann wohl gar nicht bezweifelt werden, 
dass dasselbe auch dann der Fall ist, wenn die Anklageschrift nm 
aus Versehen oder in Folge irrigel' Auffassung für ~ die Haupt­
verhandlung ein Gericht bpzeichnet hat, welches hiefür nicht sachlich 
zuständig ist. Damit sind aber eigentlich alle hieher gehörigen Fälle 
erschöpft und es concentrirt sieh der Streit auf die ein Z1 ge Frage: 
ist der Gerichtshof zweiter Instanz bereehtigt, zum 
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~ehu~e der ':.er'yeisung .der Sache vor ein anderes. 
Qachl.J~h z~standlges Gencht an der strafrechtlichel~ 
,Q ualIf~ca tlon der der Anklageschrift zu Grunde liegenden 
That eI11e Aenderung vorzunehmen? 
" ,Die ~l1twort auf diese Frage ist zum Theile schon in dem 

vors.tehenden ~l1thalten, w~e wir auch in dem yorhergehenden 1. Ab-
3chmtte versucl~t haben. dIe ?'eg61~ d~e Bej~hung derselben angeregten 
Bedenken zu WIderlegen. Sollte dIe \f ernelilUI1~' der Fra!2.'e beoTündet 
werden, so müsste vorher der gefülll't mepa"c.ll~ "d 
G 'llf' , - ,".Lv .. em 

encltSlO e zweIter Instanz überhaupt die Befuo'lll:~D eIlt" .. '1' 1'" 'b ' ~,' zogen dIe An nagesc lrnt der (\, 1"fi t' 
1 T ' t ' '" 1 ' '.JLUUl ca ,IOn 
(e~' 11a abzuanaern. In dieser aber " mit 
yollem Rechte darauf 
richtshof unzweifelhaft Ge-

die 

der 

I 'd "nur einen Ent-
sc lell UllgS ,aber die Entscheidung selbS"L 
bild et.," 1 ,~ 

ll1 cem anderen Falle "in der Entschei-
dun 11,' se j'[) s t PI 0," t z· t" 1 • cl ' 

c' ~ 0 - 111üell, somIt ,Ie Anklage in ihrem 
'\\' e sen alte r ir e 11 , " . " musste' - Unterseheidumt 
scheint uns denn doch 'J U sel1st nicht zu sein, 

Erachtens hat A 
". • 1 J' . usspruch über die straf-
~ echthcI1e ,BeschaffenheIt der That in beiden Fällen materiell vo11-
K':l1Unel: dleselheBedoutung, und man kann ihn in beiden Fäll~n 
~mt gleIchem Hech~e fü~' :,,~nen Theil der Entscheidung erklären oder 
als ~men blosse~l Entscnelüungsgrund auffassen. In dem ei nen Falle 
el'kla:"t ~er 0-enchtshof zweiter Instanz, dass die That eine andere 
als dre Ihr I!l der Anklage~chrift beigelegte QllaIification habe und 
c~esshalbder AnklaCie keme Fo~ge gegeben werde; in deal anderen 
~ a~!e lautet a,ber Jet' Ansspruch 1Il dem ersten Theile crleichfalls auf 
1:1.?and~rung G:or strat~'echtlichen Qualification der AnkIagethat mit 
Hl:1Zl~f~g un~ ~ll:el~ weIteren Entscheidu.ng, dass f 01 gl ich die Haupt­
:,elh~,:alul1g ."01 .e1l1e111 an~erell, nach dIeser veränderten Qllalification 
S~LC:~I,lC~ zusÜtnd~gem GerIchte stattzufinden habe. Ueberdies übt del' 
~e~l~lLSho~ ZW~l.~~l: In~tanz, wenn er di~ An,klage auf Grund des 
;-, ",13 Z. 3 zUll!~kgewlesen hat, genau dIeselbe Befugniss aus, wie 
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das erkennende Gericht, welches nadl durchgeführter Hauptverhand­
lung den Angeklagten nach Massgabe des § 250 Z. 3 aus dem 
gleichen Grunde von der Anklage freigesprochen hat. v\Tenn ein dem 
obigen analoger Fall dem Erkenntnissgerichte vorliegen und dieses 
ein freisprechendes Urtheil nach § 269, Z. 3 fällen würde, so kanu 
doch gar nicht bezweifelt werden, dass von diesem Gerichte materiell 
auch über die strafrechtliche Beschaffenheit der That entschieden 
worden ist. :.\lit gleichem Rechte haben wir also auch in dem Aus­
spruche des Gerichtshofs zweiter Instanz über die strafrechtliche 
Beschaffenheit der That, wenn auf dessen Grund die Anklage nach 
§ 213 Z, 3 yerworfen 'Ivird, m",teriell eine E n t s ch eid u ng zu sehen. 

Zur Bekräftigung der yon uns vertheidigten Ansicht wurden 
schliesslich auch die Re g i e l' u n g sm 0 ti v e zu der gegenwärtigen 
StPO. herangezogeJl. Wenn wir auch weit davon entfernt sind, dieses 
Argument etwa als das entscheidende anzusehen, so können wir doch 
!licht umhin, hervorzuheben, dass nicht nur die Regierungsmotive 
allein, sondern überhaupt die Materialien zur StPO., insbesondere die 
Berathungsprotokolle der Commissionen wie der hol t u 11 d au s­
d r ü c k li c h die Frage in unserem Sinne beantworten und erklären, 
dass das über den EInspruch erkennende Gericht unbedingt auch die 
sachliche Zuständigkeit des zur Hauptverhandlung berufenen Gerichts 
zu prüfen und, wenn die Erledigung dieser Frage davon abhängig 
ist, auch über die rechtliche Qualification der That sich auszu­
sprechen habe,l \ 

UI. 

Es erübrigt uns nur noch zu ein erFrage Stellung zu nehmen, 
Nie verträgt sich die 1'011 uns verfochtene Ansicht mit den in dem 
Capitel von der Versetzung in Anklagestand überhaupt zur Geltung 
gelangten Intentionen des Gesetzgebers, und ob dieselbe somit auch 
mit Rücksicht auf die sonstigen gesetzlichen Bestimmungen d fl 1 e g e 
1'er end a sich als zweckdienlich erweist? Sollten wir in dem Gesetze 
selbst und in der rat i oIe gis die nöthigen Anhaltspunkte entdecken, 
auf Grund welcher wir diese letztere Frage mit ruhigem Gewissen 
bejahen könnten; dann wären wir wohl vollkommen berechtigt, hierin 
ein vollwichtiges Zeugniss für die Richtigkeit unserer Ansicht auch 
de leg e Ia ta zu sehen. 

Dem Anklagegrundsatze gemäss soll der Regel nach die An­
klageschrift die ausschliessliche Grundlage der Hauptverhandlung sein. 
Sie soll es sein in 111 a t er i e 11 er Beziehung, insoweit, dass die in 
derselben enthaltene That den Gegenstand der Verhandlung zu bilden 
hat; sie soll es aber auch sein in formeller Beziehung, insoweit 

11 Vgl. dazu S. Mayer, Handbuch des östen, Strafprocessrechts, 1. Bd" 
S. 631-67:3 und 156-158; Kaserer L c. S. 60 ll. 61; Glaser, Die Ver­
setzung in Anklagestand (im "Gerichtssaal" 1867, dann in den "Gesammelten 
kleineren Schriften" I, 1868, S, 330 ff. und in den kleinen Schriften über Straf­
recht und Strafprocess, 1883, S. 437 ff); der sei b e, in der Gerichtszeitung 1862, 
Nr. 108. 
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dass die Vornahme der Hauptverhandlung selbst, ferner die Bestim­
mung des Gerichts, vor 'welchem die letztere stattfinden soll, und 
demgemäss, je nachdem darin ein GesclHYOrnen- oder ein Erkennt­
nissger~cht bezeichnet worden ist,. auch die Form der Hauptyerhand­
Iung sIch nach der Anklageschnft richten soll. Bei dieser Regel 
bl~ibt , .es auch in der That dal:l1, wenn gegen die Anklageschrift 
kem Emspruch erhoben worden 1St, Dem Gerichte steht hier eine 
yorherige Prüfung der Anklageschrift absolut nicht zu und es hat 
weiter gar nichts zu thun. als gemäss dem Anli'lag~begehren die 
Haurtverha.ndlt:ug anzuordnen (§ :HO, Abs. 1 StPO.). Die Anklage­
schrIft 1st III emem solchen Falle auch für die örtliche und sachliche 
Competenz des darin bezeichne~:n ausschliesslich massge­
bend, und zwar derart, dass me Hauptyel'handlung mit alleiniger 
Ausnahme, des im § 261 StPO. nten Falles yor keinem anderen 
Gerichte durchgeführt werden kann (§ 219 StPO.). 1" 

. Das Gesetz gewährt aber dem Beschuldigten das Recht des 
EI:~spruches gegen die Anklageschrift, wodllrch er eine gerichtliche 
Prufung derselben noch vor der Hauptverhandlung proyociren 
kann, um dadurch die letztere von sich zur Gänze abzuwenden. oder 
aber die Ausscheidung einzelner Punkte aus der Anklacreschrift oder 
endlich die Vornahme der Hauptverhandlul1cr vor einen~ al1dere~ als 
dem darin bezeichneten Gerichte zu bewirk~1. In diesen heiden letz. 
teren Fällen geht die Tendenz des Einspruches ddhin, die Anklarre 
schrift als eine dem Gesetze nicht entsprechende, s'lnüt ungeeignete 
GrUl1~lage des weiteren Ye.rfahrens hinzustellen und eine Abänderung 
derselben und Schaffung emer neuen, gesetzmässig;en Grundlage der 
vorzunehmenden Hauptverhandlung zu erlangen. Dies ist die Bedeu­
tl:Ilg des. über den Einspruch ergehenden obergerichtlichen Erkennt­
Id11sses,. mIt 'd,'e1chem zwar der Anklage Folge gegeben, aber zugleich 
.,e1' eme 0 er andere Anklagepunkt aus derselben ausgeschißclen 
(§ 213, vorletzt. al.), oder ein anderes als das darin bewichnete 
Gericht als zuständig erklärt worden ist (§ 212). Nach dem Zwecke 
unserer Abhandlung haben wir es hier nur mit diesem letzten Falle 
zu thul1. 

\Vas n 11n diesen Punkt anbelangt, so dürfte es wohl kaum in 
Abrede zu stellen sein, dass der Beschuldigte im Ganzen ein sehr 
untergeordnetes Interesse daran haben wird dass die Anklacreschrift 
hinsichtlich der örtlichen Zuständigkeit ~bgeändert werde~ Ja in 
allen d~njenigen Fällen; wo eine Vor u n t er s u c h un g stattgefun'den 
hat, WIrd man das Emspruchsrecht weO'en vermeintlicher örtlicher 
Zuständigkeit des in der Anklageschrift "'tenannten Gerichts in den 
meisten Fällen geradezu für unpraktisch erklären dürfen' denn mit 
dem Voruntersuchungsgerichte ist auch schon ein bestimmt~r Gerichts­
h?f erster Instanz oder ein bestimmtes Geschwornengericht als für 
dIe Hauptverhandlung berufen, von selbst gegeben, und wenn auch 

12 In diesem Sinne sprechen sich aus: v. Was er, Gerichtszeitung 1875 
Nr. 30; Wen dIe r, Gerichtszeitung 1881, Nr. C9; Wanek, eod. 1882, Nr. 60~ 
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unser Gesetz keine, dem § 1ö der deutschen StPO.13 entsprechende 
Bestimmung enthält, so muss man doch annehmen, dass die Parteien 
schon 'während der Voruntersuchung hinreichende Gelegenheit gehabt 
haben, um sich über die Frage der örtlichen Zuständigkeit, die ja in 
diesem Stadium des Verfahrens auch schon festgestellt sein muss, 
die nöthige Klarheit zu verschaffen und die et~aigen Meillungsver~ 
schiedenheiten zur Austragung zu bringen. Wir wollen es dabei 
übrigens ganz dahingestellt sein lassen, ob in den envähnten Fällen 
die örtliche Zuständigkeit überhaupt noch mit Erfolg angefochten 
werden kann. Zum mindesten würde das zu eigenthümlichen Collisionen 
führen; wenn es sich nämlich zeigen sollte, dass z. B. nicht das 
Geschwornengericht X. für die Hauptverhandlung örtlich zuständig 
ist, so war auch das daselbst befindliche Untersuchungsgericht zur 
Vornahme der Voruntersuchung nicht zuständig, da sich der Zustän­
digkeitsgrund nicht erst nach durchgeführter Voruntersuchung geän­
dert haben kann 14. Die Zuständigkeit des Voruntensuchungsgerichtes 
kann jedoch nach durchgeführter Vonmtersuchung nicht mehr ange­
fochten werden, ,,,eil sich die §§ ~08, Abs. 2 und 212 StPO. nur 
auf das zur Hauptyerhandlung berufene Gericht beziehen. 

Allein wir wollen auf diesen Umstand kein übenllässiges Gewicht 
legen. Sicher ist jedoch, dass der Beschuldigte unter allen Umständell 
ein ungleich höheres Interesse hat, dass die Frage der s ach 1 ich e n 
Zuständigkeit, und zwar dass sie noch vor der Hauptverhandlung 
zum Austrag gelange. Es können hier zwei Fälle gedacht werden. 
E n t w e der, der Ankläger beantragt, dass eine Schwurgerichtssache 
vor den Gerichtshof erster Instanz gebracht werde. Hier hat der 
Beschuldigte das höchste Interesse daran, dass seine Sache nicht 
vor diesem, sondern vor dem Geschwornengerichte, nämlich vor 
jenem Gerichte verhandelt werde. welches nach der Intention des 
Gesetzgebers die meisten Garantien einer gerechten Entscheidung 
und zwar vorzugsweise zu Gunsten des Angeklagten gewährt. Dies 
ist auch des Angeklngten staatsgrundgesetzlich gewährleistetes und 
durch die Strafl)l>ocessordnung auch praktisch zur Geltung gelangtes 
Hecht. 15 Allerdings hindert der § 261 den Gerichtshof erster Instanz. 

13 § 16 der deutschen StPO. bestimmt: 
"Der Angeschuldigte muss den Einwand der Unzuständigkeit bei Verlust 

desselber: bis zum S chI u s s e der V 0 l' U nt er s u c h TI n g, falls aber eine 
solche I11cht stattgefunden hat, in der Hauptverhandlung bis zur Verlesung des 
Beschlusses über d e Eröffnung des Hauptverfahrens geltend machen." 

Und § t 7: "Durch eine Entscheidung, welche die Zuständigkeit für die 
Vorulltersuchung feststellt, Wird die Zuständigkeit auch für das, Hauptverfahren 
festgestellt. " 

. 14 Die praktische Bedeutung des Einspruchsrechts im Punkte der Zustän· 
dlgkeit würde sich hier auf jene Fälle beschränken wo das Gesetz die Abgabe 
der Sache an das Gericht des Thatorts a u c h n 0 ~ h im Lau f e des Ver­
fahrens anordnet (§ 51, Abs 4 und § 52, Abs. 1 u. 2 StPO.). 

15 Siehe § 1 des Gesetzes zum Schutze der persönlichen Freiheit vom­
"27: October Id(}2, Z. 87 RGB.: "Niemand darf sei ne m ge set z 1 ich e II 

R 1 ~ h t e r entzogen w.erden", und § 1 StPO.: "Eine Bestrafung wegen der de II 
GerIchten zur Aburtherlung zugewiesenen Handlungen kann nur _ ... in Folge 
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über eine solche Sache zu e 11 t s c he i d e 11, welche er seiner sach­
lichen Zuständigkeit für entzogen erachtet: allein er hindert ihn 
nicht, die Hauptyerhandlung zu er ö ffll e il und über die Sache zu 
ver ha n deI 11., wodurch der Angeklagte genöthigt "wird, eine ganz 
zwecklose, mIt dem Ausspruche der Xichtzuständigkeit des verhan­
delnden Gerichtes el:digende Haupe yerhandlung über sich ergehen 
zu lassen. 16 Aber dIe Sache l1at überdies eine bei weitem ernstere 
Gefahr für den Angeklagten. 'IVenn nämlich der Geriehtshof erster 
Instanz gerade jene Tllatsachen als Hicht enl'iesen annimmt. welche 
die Anklage zu einer Schwurgerichtssache machen. und dem" ver­
urtheilenden Erkenntnisse nur solche ~u Grunde leot 
wodurch seine eigene sachliche Competenz nicht überschritten wü~; 
dann ist dem Angeklagten jed\vede Möglichkeit einer Abhilfe clao'erren 
vollkommen . weil das Gesetz (~ 281, Z. 6 StPO.) "'z;al' 

"dlt' P~echt~:ner. ., gegen den Ausspruch d81' 
N.lchLzustandlgkelt, .. kellleswegsaber auch dann gewährt. wenn 
sIch umgekehrt der erwähnte Gerichtshof für zuständig erklärt 
hat. 1i Es kann also gar nicht werden dass in derarü$[en 
Fällen der Beschuldigte ein sehr II{teresse daran haben 
kann, dass die Sache vor das nach dem sachlich zuständige 
Gericht verwiesen werde. 

Aber auch dann. ,yenn in der der Antrag 
gestellt wird. dass die Sa che y~)r ein h ö her e r 
gebracht ,yerde, als vor welches sie nach dem Gesetze können 
wichtige Interessen des dadurch berührt y[erden. 
Abgesehen davon, dass der überhaupt ein Recht hat, 
zu verlangen, dass das Strafverfahren ihn in 
Formen durchgeführt welche Gesetze für 
bestimmte Sache vorgeschrieben es ihm durchaus nicht 
gleichgiltig sein, wenn z. B. eine für welche das Bezirks-
gericht zuständig und ein kurzes, einfaches und für den 

ein~s von dem zuständigen Richter Cl'theils erfolo"ell'" 
Ar!lke~ 11 des StaatsgTu'ldgesetzes über die Gewalt vom 21. Dece~lbe; 
1807, z,. 144 RGB.: "Bei den mitsGhweren Strafen bedrohten Verbrechen. welche 
das Gesetz zu bezeichnen hat, sowie bei allen politischen oder durch del~ Inhalt 
e.~ner l?ruck~chrift verübten Verbrechen und Vergehen entscheiden Geschworlle 
uoer dIe Schuld des Angeklagten": schliesslich Art. VI des Einführuno'scresetzes 
zur StPO. . b 0 

16 Für unsere Frage ist es der Sache nach O'leicho'iltio' ob wir mit 
R 0 sen b 1 at t (Gerichtszeitung 188:, NI'. 10) annehmel~, da~s d~~' Gerichtshof 
erster Instanz d"n Ausspruch der Unzuständigkeit nach § 261 StPO, erst dann 
thun darf, nachdem über die Sache wirklich ver h an dei t, also das Beweis­
verfahren durchgeführt worden ist; oder ob wir die entgeO'en0'8setzte Ansicht 
~ r a 11'8 (eo~ 1876, NI'. 39) theilen, dass der genannte G~richtshof hiezu in 
J e dem Sta~lUm der .Hauptverhandlung, daher auch sofort nach Verlesung der 
Anklageschnft berechtIgt ist. 

17) ~iese Cons:quenz ist thatsächlich in der in Anm. 3 citirten Entscheidung 
des Cassa.tlOnshofs mIt voller Deutlichkeit ausgesprochen. wie dies auch gar nicht 
anders. sem ka'lll, da der Ca.ssatiol1sb.of seiner Entscheidung nach § 288, Z. 3 
StPO. Jene Thatsachen zu Grunde legen muss, welche der Gerichtshof erster 
Instanz ohne Ueberschreitullg der Anklage festgestellt hat. 
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Angeklagten manche Erleiehterungen gewährendes Ver~ahr~n vorg.~­
zeü:lmet" ist. \'or den Gerichtshof geschleppt und luer In der ~ur 
Vf,;'lJrechell . und Vergehen festgesetzten Form ve,rhandelt w6rc1e. 
Dieser l~ mstalld fällt umsnmehr ins Gewicht, als dem Angeklagten 
während der Hauptverhandlung kein. ..' zu Ge~ote 
steht, um die Abgabe dcr Sa~he an das. sac~lhcl.~ zustandlge. Ge:'lc1:t 
und die IIinüberleitung des Verfahrens 111 dIe fu~' Sachen dieSel ,Al t 

Formell zu b8\yirken. Hätte SOllut der BeschuldIgte 
das Hecht. dies lloch vor der Hauptyerhandlung zu 

thul1. so würde" es mit der einzigen Ausnahme des § 261 mpd 
bezi~hungsweise des § 460 StPO.) ausschliesslich.nur von d.~m. elll­
seiti(yen -Acte des Anklägers abhängen und semem personhchen 
Beli~ben vollkommen anheimgesteIlt sein, in vollständiger .MIssachtung 
der durch die Yorschriften über die sachliche ZuständigkeIt gezogenen 
Grenzen die Sache vor den Gerichtshof erster Instanz, .oder vor das 
Gesch wornengerieht, oder vor das BezirkBgenl'ht zu brIngen;. 

Diese Gründe haben volle Geltung auch dann, wenn üle Ent­
scheidung über die sachliche Zuständigkeit yon d.~r Vorfrage liher 
die strafrechtliche Qualification der Anklagethat abhangt. Wollte man 
das nicht zu;!,eben. so würde mall dadurch dem Ankläger ein u~1fehl­
hares lVIittel an die Hand geben, wie er das Recht des Beschuldigten, 
auf der Entscheidung oer sachliehen Competenz noch y?r der ~aupt­
yerhalldlullg zu bestehen, illusorisch machen könnte: eme A:lloerung 
in der Benennung' der strafbaren Handlung wäre geeIgnet. elle gese~z­
liehen Vorschriften über die sachliche Competenz über den Hauf,en 
zu Werfell. In allen diesen Fällen erscheint es daher nothwendlg, 
dass wenigstens über Anrufung der gerichtlichen I~ilfe durch. den 
Beschuldigten die Anklageschrift abgeändert, und für das welt~re 
Verfahren jene Grundlage geschaffen wer~le, welche dem GeseLze 
entspricht. Dies ist eben der Zweck und dl~ pr?cessua!e Bede~tung 
des über den Einspruch ergehenden obergenchtllchen Erkenntmsses. 
Dieses Erkenntniss wird daher alle Fragen unberührt 1,ssen, welche 
für diesen Zwek nicht von Bedeutung und erst in der Hauptverhan~­
lung zu erledigen sind, so in der Regel auch die Frage über, (he 
juristische Qualität rier That: aber es wird alle Fragen zu erl~dJgen 
'haben, welche erledigt werden müssen, damit das Verfal~ren III d~s 
ihm vorgezeichnete, gesetzmassige Geleise gelange, somIt auch d.le 
Frage der sachlichen Zuständigkeit und -. wenn .. und ~o\yelt 
es hiezu llothwendig ist - auch d18 Frage ~ber. dIe str~f­
rechtIiehe Qualification der That. Es ist klar, dass 11leber auch em 
sehr wichtiges legislatives Interesse, nämlich jenes ~er Proeess­
ökonomi~ mit im Spiele ist. Dieses Interesse .0~helSch~ es, ~ass 
nicht eine Sache. welche vor ein einfacher orgamslrtes, em Ger~cht 
niederer Ordnung. gehört, vor den compIicirteren Apparat eUles 
Gerichts höherer Ordnung' aebracht und daselbst verhandelt werde, 
wie auch dass nicht umgekeh~t unnöthigerweise ein Gericht gezwu~gen 
werde die Hauptverhalldlun fT üher eine Sache vorzunehmen, dIe es 
wE';..;en' Abgangs der eigenen ~achlieheJl Competenz ohne meritorische 
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Entscheidung an das sachlich zuständige Gericht abzugeben 
genöthigt ist. 

"Venn man sich diese Bedeutung des über den Einspruch nach 
§ 212 StPO. ergehenden obergerichtIichen Erkenntnisses vor Augen 
hält, dann wird man schwerlich die Behauptung zu rechtfertigen in 
der Lage sein, dass durch den in einem solchen Erkenntnisse ent­
haltenen Ausspruch über die sachliche Competenz und über die straf­
rechtliche Qualification der Anklagegrundsatz - wie ihn unser posi­
tiYE,S Recht durchgeführt hat - \erletzt od~r der Entscheidung des 
erkennenden Gerichts yorgegriften werde. In letzterer Beziehung 
muss insbesondere die rein processuale Bedeutung jenes 
Er kenn t 11 is ses auch in den erwähnten I<\dien nachdrücklichst 
betont und die Annahme zurückgewiesen ,,,orden, als ob in dem Aus-
spruche d es Obergerichts, die involrire nieht 
sondern jene strafbare Halldlung, eine materien rechtliche Entschei­
dung der S eh u 1 d fr ag e""6nthulten wäre. Vielmehr bleibt diese letztere 
ungeschmälert unter allen Umständen dem erkennenden Gerichte vor­
behalten; das obergerichtliehe Erkenntlliss will nur so Yiel sagen: 
da s s' n ach NI ass gab e der i u r ist i s c h e n Beschaffenheit 
der An k lag e t h aL \v i e sie da:3 0 be r ger i c 11 t Cl u ff ass t, II ich t 
z. B. der Gerichtshof erster Instanz, sondern das Ge­
schwornengericht für dieseSachezuställdigers~heillt, 
und dass dementsprechend auch die Haulltyerhandlung 
i n der für S c h w u r g e ri c h ts s a ehe 11 fes t g e set z t e n F 0 r m 
s tat tz u ±'in d e II hab e. Dass dieser Ausspruch nicht auch materiell- . 
rech Wehe Folgen naeh sich ziehe, dafür ist durch die Bestimmung 
des § 333, Abs. 1 StPO. in genügender Weise vorgesorgt, ebenso 
wie auch durch die §§ 261 und 262 für den umgekehrten FalL wo 
statt des Gesc1mornengerichts der GArichtshofs erster Instanz für zu­
ständig erkannt worden ist. 

Damit ist .auch dem allfälligen Einwande die Spitze 'abgebrochen, 
als ob in einer derartigen Aenderung der rechtlichen Qualification 
jemals eine "Reformatio in pejus" zum Nachtheile des Beschul­
digten erblickt werden könnte, die doch dem Wesen und Zwecke 
jedes Rechtsmittelverfahrens widerspricht; denn die Reformatio in 
pejus kann sich nur auf Aenderungen materiell-rechtlicher Natur 
beziehen, während in unserem Falle das obergerichtliche Erkenntniss 
lediglich den psocessualen Zweck verfolgt, dem der Yersetzung in 
Anklagestand folgenden Process-Stadium jene Richtung zu geben, 
welche mit Rüsksicht auf den strafrechtlichen Charakter der Sache, 
um die es sich handelt, hiefür in dem Gesetze vorgezeichnet ist: 
Dass gerade daran der Beschuldigte ein sehr wesentliches Interesse 
haben kann, haben wir schon oben gezeigt; es ist daher ganz 
grundlos, in der Verweisung der Sache vor das für dieselbe sachlich 
zuständige Gericht selbst höherer Ordnung unter allen Umständen 
eine Benachtheiligung des Beschuldigten sehen zu wollen. 18 Uebri-

18 Es kann der Fall eintreten, dass die Anklage z. B. wegen Verbrechens 
der lVIajestätabeleidigung erhoben wird, während der Beschuldigte behauptet, dass 
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gens möge noch bemerkt \yerden, dass hier der Begriff der Refor­
matio in pejus überhaupt nicht anwendbar ist, weil es an der hiefür 
~1öthigell Grundlage c- einem Bechtsmittelverfahrell - fehlt. Durch 
den Einspruch wird nämlich gar nicht die ei 11 er sc h 0 n 

erichtlichen Entsch i Ullg angestrebt, 
erst eine er s te solche Entscheidung pr 0-

o c i r t werden; derselbe ist überhaupt nicht gegen einen Ac t des 
erichtes. sOllllern gegen einen solchen der Gegenpartei, 

die Anklageschrift gerichtet. Aus diesen Gründen kann der 
des Besdmlcligt~n gegen die überhaupt 

nicht zu den Hechtsmitteln im \yahren Sinne des ,Vortes gerechnet 
wesshalb auch die Grundsätze des Rechtsmittelverfahrens 

darauf nicht anwendbar sind. 
Auf die Ausführungen wir die 

als yollkommell gerechtfertigt hinstellen zu kÖHn€n, dass 
die 1'011 uns vertheidigte Ansicht nicht nur keinen Widerspruch mit 
den Grundsätzen unseies Strafyerfahrells enthält, sondern auch dem 

und den Intentionen des Gesetzes am besten entspricht. Dass das 
Gesetz kein JEttel an die Hand gibt, um die allfälligen Schwierigkeiten, 
die sich bei der praktischen llürchführung der betreffenden, in diesem 
Sinne ausgelegten gesetzlichen Bestimmungen allerdings ergeben können, 
ist z,yar zu bedcUlen1; allein die Hidltigkeit dieser Ansicht selbst 
l",l1n clesshalb noch keineswegs in Zweifel gezogen werden. 19 Ein 

i; U,~,_HU für die entgegengesetzte Am,ieht kann dar aus um so weniger 
hergeleitet werden, als ja dIese letztere - wie gezeigt - zu Consequen­
zen führen müsste. die mit dem Geiste des Gesetzes sehwerlich in 

werden könnte)l. 

welcher er beschuldigt ein zur Zuständigkeit des 
"U"V~:"V",,,~,,. gehöriges Ver geh e 11 z. B, nach ~ 1300 StG. begründet. 
18 Auf derartige Schwierigkeiten und Conflicte wird hingewiesen von H u 1 f, 

, S. 5ö, 73 u. 7·1. R 08 e 11 bl a tt, Gerichtszeitung 188l, NI'. I!. Wie wir 
L c. S. :260 bemerkt haben, ist in dieser, allerdings nicht zu leug­

:'Vlöglichkeit kein IV i cl er s p r u eh mit §§ 21:2 uud :2lD StPO., sondern 
eine L ü c k e zu sehen, die der Gesetzgeber auszufüllen unterlassen hat. 
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